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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Mit einer Motion verpflichtete der Freiburger Nationalrat und CNG-Präsident Fasel
(cvp) den Bundesrat, im Rahmen der Revision des Arbeitslosenversicherungsgesetzes
(AVIG) die Beratung von Arbeitslosen als eigenständiges Instrument in den Katalog der
Präventivmassnahmen aufzunehmen. Unter Hinweis auf die angelaufene 2. Revision des
AVIG beantragte der Bundesrat Umwandlung in ein Postulat. Der Nationalrat erachtete
diesen Aspekt der Prävention jedoch als derart zentral, dass er den Vorstoss in der
verbindlichen Form überwies. Der Entwurf zur Revision des AVIG, welchen der
Bundesrat Ende Jahr dem Parlament zuleitete, sieht substantielle Verbesserungen im
Bereich der Arbeitsvermittlung vor. Das Beratungs- und Vermittlungsangebot der
Arbeitsämter soll durch die Gewährung der entsprechenden finanziellen Mittel
professionalisiert werden, wobei die Aus- und Weiterbildung des Beratungspersonals
und die Möglichkeit zur Einrichtung regionaler Vermittlungsstellen im Vordergrund
stehen. Grundsätzlich soll die Stempelpflicht durch ein regelmässig stattfindendes
Vermittlungsgespräch ersetzt werden. 1

MOTION
DATUM: 27.09.1993
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Bei der Arbeitslosenversicherung verlangte im Nationalrat eine Kommissionminderheit
Baader (svp, BL) mit einer Motion die Herabsetzung des Taggeldhöchstanspruchs sowie
eine Verlängerung der Mindestbeitragszeit zum Bezug von Leistungen, da die
finanziellen Auswirkungen des freien Personenverkehrs in diesem Bereich nicht
absehbar seien. Die Mehrheit des Rates folgte jedoch dem Antrag des Bundesrates,
diese Fragen im Zusammenhang mit der nächsten ordentlichen Revision des
Arbeitslosenversicherungsgesetzes zu behandeln, welche für das Jahr 2000 vorgesehen
ist, und nahm die Motion lediglich als Postulat an. 2

MOTION
DATUM: 08.10.1999
MARIANNE BENTELI

Eine Motion der grünen Fraktion verlangte verschiedene Massnahmen im Bereich der
Sozialversicherungen, um die sozialen Folgen der Wirtschaftskrise zu bewältigen. Es
sollte das Arbeitslosenversicherungsgesetz rasch angepasst werden, indem während
der Rezession wieder 520 Taggelder an alle Erwerbslosen ausbezahlt werden. Zudem
würde der Solidaritätsbeitrag auf das gesamte nichtversicherte Einkommen ab CHF
126'000 erhoben und nicht auf ein Höchsteinkommen limitiert, sowie eine Einfrierung
der Krankenkassenprämien für die nächsten zwei Jahre erfolgen. Der Bundesrat
empfahl die Motion zur Ablehnung, da er beispielsweise die vorgeschlagene
Finanzierung der Prämienerhöhungen über Bundesgelder als dem Versicherungsprinzip
nicht entsprechend ansah. Der Nationalrat lehnte die Motion mit 124 zu 62 Stimmen
ab. 3

MOTION
DATUM: 15.09.2009
LINDA ROHRER

Berufliche Vorsorge

Der Ständerat nahm eine Motion seiner WBK an, welche den Bundesrat beauftragen will,
für Berufe mit häufig wechselnden oder befristeten Anstellungen, wie sie bereits im
Arbeitslosenversicherungsrecht definiert sind, bestehende Lücken in der sozialen
Sicherheit gegenüber anderen Berufen so weit wie möglich zu schliessen. Der
Kommissionssprecher Bürgi (svp, TG) wies in der Diskussion im Ständerat darauf hin,
dass es bei dieser Motion vor allem um die Verbesserung der sozialen Sicherheit von
Kulturschaffenden gehe. Der Bundesrat lehnte die Motion ab, weil er der Ansicht war,
dass Sozialpartner und Vorsorgeeinrichtungen besser über die bereits bestehenden
Vorsorgemöglichkeiten informieren und insbesondere die Möglichkeit zu
Branchenlösungen nutzen sollten. Der Ständerat schloss sich jedoch seiner Kommission
an und nahm die Motion an. 4

MOTION
DATUM: 04.06.2009
LINDA ROHRER
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Unfallversicherung

Seit Anfang des Berichtsjahres sind alle Arbeitslosen bei der SUVA gegen
Nichtbetriebsunfälle versichert; bisher erstreckte sich der Schutz lediglich auf jene
Arbeitslosen, die schon vorher versichert waren. Die Prämie - derzeit 3,1% - wird von
der Arbeitslosenentschädigung abgezogen. Eine Motion Brunner (sp, GE) im Ständerat
und eine analoge Motion Steinegger (fdp, UR) im Nationalrat (Mo. 96.3137), welche
beantragten, dass ein Teil dieser Prämie von der Arbeitslosenversicherung
übernommen werden soll, wurden auf Antrag des Bundesrates, der die Angelegenheit
noch vertieft prüfen möchte, nur als Postulat überwiesen. 5

MOTION
DATUM: 21.06.1996
MARIANNE BENTELI

Arbeitslosenversicherung (ALV)

Auch das Parlament befasste sich bereits vor Bekanntwerden der bundesrätlichen
Vorschläge mit der weiteren Ausgestaltung der ALV. In mehreren Motionen forderte die
Ratslinke eine Erhöhung der Bezugsdauer, administrative Erleichterungen und die
Unterstützung von Beschäftigungsprogrammen (Mo. 91.3297, 91.3404, 91.3409,
92.3063 und 92.3082). Im Gegensatz zum Bundesrat verlangten die Sozialdemokraten
dabei aber eine nach Einkommen gestaffelte Erhöhung der Taggelder auf bis zu 95%
des vorherigen Lohnes. Mit Ausnahme einer abgelehnten Motion Zisyadis (pda, VD) (Mo.
91.3379) wurden diese Vorstösse als Postulate angenommen. Zwei Postulate Maître (cvp,
GE) für eine Aufhebung der Wartefristen sowie eine Erleichterung bei den Kontrollen
der Arbeitslosen durch die Arbeitsämter wurden ebenfalls überwiesen (Po. 92.3338 und
91.3413). Zwei weitere SP-Motionen (Leuenberger, SO (Mo. 92.3342) und Hafner, SH)
(Mo. 92.3388) wurden von Allenspach (fdp, ZH) bekämpft und somit vorderhand der
parlamentarischen Diskussion entzogen. 6

MOTION
DATUM: 18.12.1992
MARIANNE BENTELI

Der Ständerat behandelte ebenfalls mehrere Vorstösse zur ALV. Eine Motion Weber
(ldu, ZH), welche – analog zur Motion Dünki (evp, ZH) im Nationalrat – eine Aufhebung
der Beitragslimite bei gleichbleibendem Leistungsplafond verlangte, wurde in
Anbetracht der laufenden Gesetzgebung lediglich als Postulat überwiesen. Dasselbe
geschah mit einer Motion Delalay (cvp, VS) für die fiskalische Förderung von
Arbeitsplätzen (Mo. 93.3312) und einer Motion Schüle (fdp, SH) zur Verbesserung der
Struktur und Funktion der ALV im Bereich der Arbeitsämter (Mo. 93.3355). 7

MOTION
DATUM: 21.09.1993
MARIANNE BENTELI

Das Parlament überwies mehrere Vorstösse, die Massnahmen anregten, welche
entweder mit den dringlichen Massnahmen zur Arbeitslosenversicherung eingeführt
wurden, oder die der Bundesrat zumindest teilweise in seinen Vorschlag zur 2.
Teilrevision des AVIG aufnehmen wollte. In Anbetracht der laufenden Gesetzgebung
wurden alle diese Vorstösse nur in der Postulatsform überwiesen. Der Nationalrat
verabschiedete so praktisch diskussionslos ein Postulat Carobbio (sp, TI) zur
Ausdehnung der Schlechtwetterentschädigung (Po. 92.3243), eine Motion Leuenberger
(sp, SO) zur Aufhebung des Beitragsplafonds (Mo. 92.3342), eine Motion Hafner (sp, SH)
für eine Verbesserung der ALV (Mo. 92.3388), eine Motion Goll (sp, ZH) für gleiche
Rechte für arbeitslose Mütter (Mo. 92.3444), ein Postulat Dünki (evp, ZH) zur Aufhebung
der Höchstgrenze für die Ausschüttung von Taggeldern sowie der Stempelpflicht (Po.
92.3538), eine Motion Cavadini (fdp, TI) zur Unterstützung für jugendliche Arbeitslose
(Mo. 92.3578), eine Motion Bircher (sp, AG) für eine verstärkt bildungspolitische
Ausrichtung der Arbeitslosenversicherung (Mo. 92.3583), ein Postulat Hafner (sp, SH) für
eine Verbesserung der Vermittlungs- und Beratungstätigkeit der Arbeitsämter (Po.
92.3589), eine Motion Dünki (evp, ZH) für mehr Solidarität in der ALV (Mo. 93.3134), ein
Postulat Hafner (sp, SH) zur Vertretung der Arbeitslosenkomitees in der
Aufsichtskommission der Arbeitslosenversicherung (Po. 93.3165), eine Motion Zisyadis
(pda, VD) zur Heraufsetzung der Höchstgrenze für den massgebenden Lohn (Mo.
93.3181) sowie ein Postulat Iten (cvp, NW) zur mittelfristigen Sicherung der Finanzierung
der ALV (Po. 93.3472). 8

MOTION
DATUM: 17.12.1993
MARIANNE BENTELI
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In den letzten Jahren verloren viele ausländische Arbeitskräfte, welche infolge
wirtschaftlich begründeter Kündigung ihres Arbeitsplatzes keine neue
Aufenthaltsbewilligung erhielten, die ihnen aufgrund ihrer Beitragszeit zustehenden
ALV-Leistungen, da diese nicht ins Ausland exportiert werden. Einzelne Kantone sind
deshalb dazu übergegangen, die Aufenthaltsbewilligung dieser Arbeitnehmer bis zum
Auslaufen der Taggelder provisorisch zu verlängern. Mit einer Motion wollte
Nationalrätin Brunner (sp, GE) den Bundesrat verpflichten, für ausländische Arbeitslose
mit B-Ausweis eine Lösung zu suchen, die es ihnen in allen Kantonen erlaubt, im
Ausmass der entrichteten Beiträge die Leistungen der ALV zu beziehen. Der Bundesrat
hielt fest, dass gemäss Art. 69ter BV die Kantone allein für die Erteilung von
Aufenthaltsbewilligungen zuständig sind. Er erinnerte aber daran, dass das Bundesamt
für Ausländerfragen bereits 1992 die Kantone dazu eingeladen hat, diese
Verlängerungen generell zu gewähren. Auf seinen Antrag wurde die Motion in ein
Postulat umgewandelt. 9

MOTION
DATUM: 17.06.1994
MARIANNE BENTELI

Im Anschluss an diese Beratungen wollte die WAK des Nationalrates den Bundesrat
verpflichten, dem Parlament bis Ende 1996 die gesetzlichen und verfassungsmässigen
Grundlagen für eine teilweise oder vollständige Finanzierung der ALV über eine
Ressourcen- oder Konsumsteuer anstelle von Lohnprozenten zu unterbreiten. Die
Landesregierung machte geltend, die Frage der Finanzierung der ALV müsse im Kontext
aller Sozialversicherungen gesehen werden, weshalb der Zeitrahmen 1996 zu eng
gesteckt sei. Zudem verwies sie darauf, dass sie zur Prüfung dieser Problematik eine
interdepartementale Arbeitsgruppe eingesetzt habe. Da die WAK die Ausführungen des
Bundesrates nachvollziehen konnte, wurde mit ihrem Einverständnis die Motion nur als
Postulat überwiesen. 10

MOTION
DATUM: 05.10.1994
MARIANNE BENTELI

Relativ deutlich überwies der Ständerat eine Motion Brändli (svp, GR), welche
Sofortmassnahmen zur Sanierung der ALV verlangte. In der Begründung schlug der
Motionär eine ganze Reihe einschneidender Massnahmen vor, so etwa eine generelle
Kürzung der Bezugsdauer von Leistungen, eine Reduktion der Anfangsleistungen bei
kurzer Beitragsdauer bis auf 50%, eine Degression der Leistungen für Personen ohne
Unterstützungspflichten bis auf das Existenzminimum, eine Verschärfung des
Zumutbarkeitsbegriffs sowie eine Beschränkung der Leistungen bei Doppelverdienern.
Die Massnahmen sollten zwar sozialverträglich sein, die Leistungen aber vermehrt nach
dem Bedarfsprinzip bemessen werden. In der heftig geführten Debatte stiessen diese
Vorschläge auf vehemente Opposition der Ratslinken. Ständerat Onken (sp, TG) meinte,
dies sei eine unsäglich einseitige und verhängnisvolle Stossrichtung. Kein Wort werde
über Arbeitgeber verloren, die teilweise vorschnell Leute entliessen und damit die hohe
Arbeitslosigkeit mitverursachten; zudem werde nichts gesagt über Missbräuche auf
Arbeitgeberseite beispielsweise bei der Kurzarbeit und der
Schlechtwetterentschädigung. Die Motion fand aber auch auf freisinniger Seite nicht
ungeteilte Zustimmung. Bundesrat Delamuraz erinnerte daran, dass die als
sozialpartnerschaftlicher Kompromiss hart erarbeitete ALV-Revision erst seit kurzer
Zeit (18 bzw. 6 Monate) in Kraft sei. Es gehe nicht an, bereits wieder am Gesetz zu
flicken, bevor dieses voll umgesetzt und in seinen Wirkungen evaluiert worden sei. Sein
Appell, die Motion lediglich in der Postulatsform zu überweisen, verhallte angesichts
der Finanzierungsprobleme der ALV allerdings ungehört. Insbesondere das Argument
von Ständerätin Spoerry (fdp, ZH), ein nicht finanziertes Sozialwerk sei kein soziales
Werk, vermochte 26 Ratsmitglieder hinter sich zu scharen; lediglich 8 sprachen sich
gegen die Motion aus. 11

MOTION
DATUM: 17.06.1997
MARIANNE BENTELI

Beide Kammern verabschiedeten in der Wintersession zwei gleichlautende Motionen
ihrer Finanzkommissionen (Mo. 97.3551), mit denen der Bundesrat beauftragt wurde,
unverzüglich eine Vorlage zur Sanierung der Arbeitslosenversicherung vorzulegen. Der
Bundesrat beantragte vergebens Umwandlung in ein Postulat. Er führte aus, zwei
mögliche Sanierungskonzepte seien als Vorschläge in die Konsensgespräche zur
Schnürung eines Stabilisierungspakets im Rahmen des "Haushaltsziels 2001"
eingegeben worden, weshalb er sich im jetzigen Zeitpunkt nicht die Hände binden
lassen möchte. Die Motion wurde im Ständerat mit 28 zu 6 Stimmen und im Nationalrat
mit 93 zu 58 Stimmen verabschiedet. 12

MOTION
DATUM: 16.12.1997
MARIANNE BENTELI

01.01.90 - 01.01.20 3ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Mit einer Motion verlangte Ständerat Bieri (cvp, ZG), dass das
Arbeitslosenversicherungsgesetz (Avig) so zu ändern sei, dass Militärdienstleistenden
zwischen zwei in kurzer Zeit aufeinanderfolgenden Beförderungsdiensten bei
Arbeitslosigkeit eine Entschädigung ausbezahlt werden kann. Bundesrat Delamuraz
meinte, dies sei kein gangbarer Weg, denn damit würde ein wesentlicher Pfeiler des
Systems, nämlich der Grundsatz der Vermittlungsfähigkeit zum Bezug der Leistungen,
herausgebrochen. Er erklärte sich hingegen bereit, das Problem zu prüfen und
beantragte Umwandlung in ein Postulat. Der Rat hielt aber mit 15 zu 12 Stimmen an der
verbindlichen Form fest. 13

MOTION
DATUM: 17.03.1998
MARIANNE BENTELI

Auf eine grundlegende Neuordnung der ALV zielte eine Motion von Nationalrat Bonny
(fdp, BE) ab, die verlangte, die heutigen Vollzugsorgane des Bundes, der Kantone, der
Gemeinden und der Arbeitslosenkassen im Bereich der ALV seien durch ein Modell
analog der SUVA zu ersetzen (öffentlich-rechtliche Anstalt unter Aufsicht der
Sozialpartner und finanziert durch den ALV-Fonds). Da der Vorstoss von Vollmer (sp, BE)
bekämpft wurde, fand vorderhand keine Diskussion darüber statt. 14

MOTION
DATUM: 26.06.1998
MARIANNE BENTELI

Im Vorjahr hatte der Ständerat gegen den erbitterten Widerstand der Linken sowie
unter Missbilligung des Bundesrates eine Motion überwiesen, welche einschneidende
Massnahmen zur Sanierung der ALV verlangte, insbesondere Leistungskürzungen auf
allen Ebenen. Angesichts des fragilen Gleichgewichts der Gespräche am ”Runden Tisch”
wurde die Motion vom Nationalrat zwar als Postulat angenommen, dann aber gleich
abgeschrieben. 15

MOTION
DATUM: 15.12.1998
MARIANNE BENTELI

Mit einer Motion wollte Nationalrat Vollmer (sp, BE) erreichen, dass im Interesse der
Förderung von Ausbildungsplätzen die Bestimmung des Avig gelockert wird, wonach die
Arbeitgeber auf den dafür von der ALV gesprochenen Zuschüssen nicht
sozialversicherungspflichtig sind; für die Aufrechterhaltung des
Versicherungsschutzes sollte allenfalls die ALV aufkommen. Der Bundesrat äusserte in
seiner Stellungnahme die Befürchtung, die vorgeschlagene Regelung könnte dazu
führen, dass Arbeitgeber solche Ausbildungsplätze zulasten regulärer Lehrstellen
ausbauen könnten. Er erklärte sich aber bereit, die Frage erneut zu prüfen, sobald sich
der heute sehr angespannte Lehrstellenmarkt deutlich verbessert. Auf seinen Antrag
wurde die Motion als Postulat überwiesen. 16

MOTION
DATUM: 15.12.1998
MARIANNE BENTELI

In einer als Postulat überwiesenen Motion ersuchte Nationalrat Imhof (cvp, BL) den
Bundesrat zu überprüfen, wie das Kriterium der zumutbaren Beschäftigung in den
Regionalen Arbeitsvermittlungszentren (RAV) umgesetzt wird. Der Bundesrat
begründete seinen Antrag auf Abschwächung in ein Postulat mit der Feststellung, der
Begriff der Zumutbarkeit sei nicht immer eindeutig zu handhaben und die Mitarbeiter
der RAV müssten dazu noch einschlägige Erfahrungen sammeln können. 17

MOTION
DATUM: 18.12.1998
MARIANNE BENTELI

Wiedereinsteigerinnen, die nach der Erziehungsperiode eine Erwerbsarbeit aufnehmen
möchten, aber keine Stelle finden, dürfen seit 1996 Arbeitslosengelder beziehen, selbst
wenn sie nie Beiträge der ALV bezahlt haben. Der Gesetzgeber hatte dabei vor allem an
mehr oder minder vermittelbare Schweizerinnen gedacht, die aufgrund familiärer
Umstände praktisch dazu gezwungen sind, eine Erwerbstätigkeit auszuüben. In der
Praxis zeigte sich, dass dieses Angebot vor allem von Ausländerinnen namentlich aus Ex-
Jugoslawien in Anspruch genommen wird, oft kurz nach ihrer Einreise in die Schweiz,
und obgleich sie noch Kinder im Betreuungsalter haben; da sie in den meisten Fällen
schlecht oder gar nicht ausgebildet sind, gelingt es ihnen nur selten, tatsächlich eine
Stelle zu finden. In den ersten zweieinhalb Jahren ihres Bestehens kostete die neue
Regelung die ALV gegen 80 Mio Fr., ein Vielfaches des ursprünglich geschätzten
Betrages. Der Bundesrat anerkannte, dass hier die Möglichkeit eines Missbrauchs
bestehe, weshalb er bereit war, eine Motion Baumann (svp, TG) entgegenzunehmen, die
ihn verpflichtet, das Gesetz in dem Sinn anzupassen, dass nur Frauen in den Genuss der
Versicherungsleistungen kommen, die vor ihrer Erziehungsperiode während
mindestens sechs Monaten eine beitragspflichtige Erwerbstätigkeit in der Schweiz
ausgeübt haben. Der Vorstoss wurde jedoch aus dem links-grünen Lager bekämpft und
deshalb vorderhand der Diskussion entzogen. 18

MOTION
DATUM: 18.12.1998
MARIANNE BENTELI
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Obgleich im Vorjahr eine Motion Bonny (fdp, BE) wegen Opposition im Nationalrat nicht
hatte diskutiert werden können, nahm der Bundesrat den Vorstoss zum Anlass, um das
zentrale Anliegen des Motionärs – die Umwandlung der ALV in eine unabhängige Anstalt
à la SUVA – prüfen zu lassen. Die damit beauftragte Arbeitsgruppe der Sozialpartner und
der Kantone kam zum Schluss, dass eine Abkoppelung der ALV von dem für den
Arbeitsmarkt zuständigen BWA (neu seco) nicht sinnvoll sei und allenfalls zu einem
teuren und letztlich nicht mehr handlungsfähigen System führen könnte. Bei einer
Überführung der Vollzugsstrukturen in eine öffentlichrechtliche Anstalt könnten die
Kantone nicht mehr in die Pflicht genommen werden. Die regionale Verankerung nähme
ab, und auf Bundesebene entstünde eine grosse, tendenziell schwerfällige
Organisation.
Beim zweiten von Bonny aufgegriffenen Punkt (99.5067), den hohen Verwaltungskosten
der regionalen Arbeitsvermittlungsszentren (RAV) wurde hingegen ein gewisser
Handlungsbedarf ausgemacht. Insbesondere wurde kritisiert, dass die RAV allzu häufig
die Aufgaben der kantonalen Sozialämter übernehmen und sich zu wenig auf ihr
Kerngeschäft (die Vermittlung neuer Arbeitsstellen) konzentrieren. Zudem stellte die
Untersuchung grosse Qualitätsschwankungen unter den RAV fest. Insgesamt wurden
rund 600 Mio Fr. Einsparungen errechnet, die erzielt werden könnten, wenn die am
wenigsten effizienten RAV so gut arbeiten würden wie die erfolgreichsten. Das BWA
beschloss, diese Erkenntnisse ab dem Jahr 2000 in einem neuen Leistungsauftrag an
die RAV und mit einer erfolgsabhängigen Finanzierung zu berücksichtigen. Der
Nationalrat überwies ein Postulat seiner WAK, mit welchem der Bundesrat ebenfalls
beauftragt wurde, Massnahmen zur Effizienzsteigerung der RAV zu ergreifen. 19

MOTION
DATUM: 16.06.1999
MARIANNE BENTELI

Bereits im Vorjahr hatten die in erster Linie für Einheimische gedachten
Erleichterungen beim Wiedereinstieg nach Jahren der Kinderbetreuung, welche in der
Praxis aber vor allem von schwer vermittelbaren, erst seit kurzem eingewanderten
Ausländerinnen in Anspruch genommen werden, für verschiedene Vorstösse im
Parlament gesorgt. Nationalrat Widrig (cvp, SG) nahm das Anliegen erneut auf und
verlangte in einer Motion, die Möglichkeit zum Bezug von Arbeitslosenentschädigung
müsse durch klare Rahmenbedingungen eingeschränkt werden. So müsste die
Erziehungsperiode mindestens sechs Jahre betragen und im Inland absolviert worden
sein. Leistungen sollten zudem nur Frauen beziehen können, die bereits vor der
Kinderpause in der Schweiz anspruchsberechtigt waren. Und schliesslich sollten für die
Vermittelbarkeit Grundkenntnisse einer Landessprache vorausgesetzt werden dürfen.
Der Bundesrat war bereit, den Vorstoss in Postulatsform entgegen zu nehmen, doch
wurde er von Vollmer (sp, BE) bekämpft und somit vorderhand der Diskussion
entzogen [69]. Bei den sozialversicherungsrechtlichen Anpassungen zur Umsetzung des
Personenfreizügigkeitsabkommens mit der EU wurde das AVIG dahingehend
abgeändert, dass sich nur jene Personen auf die Erziehungsperiode berufen können,
die sich zuletzt während mindestens 18 Monaten in der Schweiz der Betreuung ihrer
Kinder gewidmet haben. 20

MOTION
DATUM: 31.12.1999
MARIANNE BENTELI

Nach der grossen Kammer im Vorjahr überwies auch der Ständerat gegen den Willen
des Bundesrates eine Motion der Wirtschaftskommission des Nationalrates, die eine
Änderung des AVIG zur Erleichterung der Aufnahme einer selbständigen
Erwerbstätigkeit verlangt. Es geht dabei insbesondere um die Ausdehnung des
Instruments der Bürgschaften. Nur als Postulat angenommen wurde eine ebenfalls vom
Nationalrat gutgeheissene Motion (98.3187) der SP-Fraktion für eine von Bund und
Kantonen unterstützte Nachholbildungsoffensive für Erwachsene. 21

MOTION
DATUM: 20.03.2000
MARIANNE BENTELI

Mit mehreren Vorstössen strebten Vertreter der SVP eine Einschränkung beim Bezug
von Arbeitslosentaggeldern an. Eine Motion Baumann (TG) verlangte, dass Versicherte
vor einer Erziehungsperiode (Erwerbsunterbruch wegen Betreuung von Kleinkindern)
mindestens sechs Monate eine Erwerbstätigkeit in der Schweiz ausgeübt haben
müssen, um überhaupt in den Genuss von Taggeldern zu kommen. Ein Postulat Hasler
(AG) wollte den Bezug zudem von ausreichenden Kenntnissen einer Landessprache
abhängig machen. Beide Vorstösse waren 1998 von Vertretern der SP und der GP als
frauen- und fremdenfeindlich bezeichnet und bekämpft worden. Mit Einverständnis
des Bundesrates, der in diesem Bereich tatsächlich ein Missbrauchspotential ortete,
wurden nun beide Vorstösse angenommen, die Motion mit 79 zu 62 Stimmen, das
Postulat mit 83 zu 55 Stimmen. Unterstützung erhielten sie vom St. Galler CVP-
Vertreter Widrig, der in einer Motion (98.3638) eine diesbezügliche Gesetzesänderung

MOTION
DATUM: 05.06.2000
MARIANNE BENTELI
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verlangte. Da der Bundesrat auf die Vorarbeiten für eine umfassende Revision des AVIG
verwies, wurde dieser Vorstoss lediglich als Postulat überwiesen. Der Ständerat nahm
die Motion Baumann ebenfalls an.

Das Eidgenössische Versicherungsgericht entschied, die ALV-Verordnung sowie die
entsprechende Weisung, wonach eine Erziehungsperiode mindestens 18 Monate
innerhalb der zweijährigen Rahmenfrist zum Bezug von Arbeitslosentaggeldern dauern
müsse, um einen Anspruch zu eröffnen, sei gesetzeswidrig, da das Avig keine
Mindestdauer für die Erziehungspause nennt; das BWA (heute Seco, Direktion für
Arbeit) hatte die Auffassung vertreten, Erziehungszeiten dürften aus finanzpolitischen
Überlegungen und wegen der Missbrauchsgefahr nur sehr zurückhatend angerechnet
werden. 22

Da die ALV 1999 aufgrund des Rückgangs der Arbeitslosigkeit wieder schwarze Zahlen
geschrieben hatte, ging das vom Bundesrat vorgeschlagene Tempo zur Rückkehr zum
alten Beitragssatz von 2% der Finanzkommission des Nationalrates zu gemächlich. Mit
einer mit 98 zu 66 Stimmen vom Plenum gutgeheissenen Motion wollte er den
Bundesrat beauftragen, bereits auf Anfang 2003 das dritte Lohnprozent abzuschaffen.
Der Ständerat war aber anderer Meinung. Mit 21 zu 10 Stimmen lehnte er die Motion ab.
Er befand, die ALV solle zuerst Reserven bilden können, um längerfristig gegen Krisen
gewappnet zu sein. 23

MOTION
DATUM: 14.06.2000
MARIANNE BENTELI

Im Anschluss an die Revision des AVIG behandelte der Nationalrat mehrere Vorstösse zu
diesem Thema. Obgleich die Revision für schwangere Frauen gewisse Verbesserungen
gebracht hatte, war Ménétray-Savary (gp, VD) nicht bereit, auf ihre diesbezügliche
Motion (Mo. 00.3262) zu verzichten, worauf sie abgelehnt wurde. Klar verworfen wurde
eine Motion (Mo. 00.3290) der SVP-Fraktion, die eine 30-tägige Karenzfrist für den
Bezug von ALV-Leistungen verlangte. Bundesrat Couchepin erinnerte daran, dass die
Schweiz das ILO-Übereinkommen Nr. 168 über Beschäftigungsförderung und den
Schutz gegen Arbeitslosigkeit ratifiziert hat, das derartige Massnahmen verbietet. Eine
Motion Raggenbass (cvp, TG) für eine Flexibilisierung der Rahmenfristen wurde als
Postulat überwiesen. 24

MOTION
DATUM: 13.03.2002
MARIANNE BENTELI

Gegen den Willen des Bundesrates, der auf einen Systembruch beim Begriff der
Vermittlungsfähigkeit verwies, nahm der Ständerat mit nur einer Gegenstimme eine
Motion seiner Sicherheitspolitischen Kommission an, die verlangt, dass der Bundesrat
die relevanten rechtlichen Grundlagen, vor allem das Bundesgesetz über die
obligatorische Arbeitslosenversicherung und die Insolvenzentschädigung, dergestalt
ändert, dass junge Lehr- und Schulabgänger, die bisher infolge bevorstehender
militärischer Dienstleistungen (RS, Durchdienen, Zivildienst) als unvermittelbar galten,
in der Phase bis Dienstbeginn eine Arbeitslosenentschädigung beziehen können. 25

MOTION
DATUM: 27.09.2005
MARIANNE BENTELI

Gegen den Willen des Bundesrates, der auf einen Systembruch beim Begriff der
Vermittlungsfähigkeit verwies, hatte der Ständerat im Vorjahr ganz knapp eine Motion
seiner SiK angenommen, welche junge Schul- und Lehrabgänger, die infolge
anstehender Dienstleistungen in der Armee oder im Zivildienst als unvermittelbar
gelten, in den Genuss einer Arbeitslosenentschädigung kommen lassen wollte. Der
Nationalrat zeigte sich dieser Argumentation der Regierung zugänglich und lehnte den
Vorstoss gegen einen Antrag aus dem links-grünen Lager mit 89 zu 61 Stimmen ab. 26

MOTION
DATUM: 15.06.2006
MARIANNE BENTELI

Eine Motion der SVP forderte den Bundesrat dazu auf, eine Änderung des
Arbeitslosenversicherungsgesetzes sowie anderer betroffener Gesetze vorzunehmen,
mit dem Ziel, das sich abzeichnende Defizit in der Arbeitslosenversicherung
abzuwenden, ohne die Beiträge der Arbeitslosenversicherung zu erhöhen und ohne die
Wiedereinführung von Solidaritätsbeiträgen. Stattdessen seien Massnahmen zur
Verhinderung des Missbrauchs aufgrund der Personenfreizügigkeit und durch
„Scheinbeschäftigungsmassnahmen“ der Kantone sowie eine Verlängerung der
Mindestbeitragsdauer, eine Einführung von degressiven
Arbeitslosenversicherungsleistungen für Jugendliche zu prüfen. Der Nationalrat folgte
der Empfehlung des Bundesrates und lehnte die Motion mit 128 zu 60 Stimmen ab. 27

MOTION
DATUM: 09.03.2009
LINDA ROHRER

01.01.90 - 01.01.20 6ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Eine weitere Motion der SVP forderte den Bundesrat auf, die Mindestbeitragsdauer im
Arbeitslosenversicherungsgesetz von 12 auf 24 Monate zu erhöhen. Begründet wurde
diese Forderung damit, dass die Personenfreizügigkeit mit der EU Druck auf die
Arbeitslosenversicherung ausübe. Der Bundesrat lehnte die Motion ab, unter anderem
auch, weil eine Verlängerung der Beitragszeit alle Versicherten, unabhängig von ihrer
Nationalität, belasten würde. Auch der Nationalrat teilte diese Meinung und lehnte die
Motion mit 118 zu 68 Stimmen ab. 28

MOTION
DATUM: 09.03.2009
LINDA ROHRER

Ebenfalls erfolglos blieb eine Motion der GP, die den Bundesrat beauftragen wollte, das
Arbeitslosenversicherungsgesetz so schnell wie möglich insofern anzupassen, dass
wieder 520 Taggelder an alle Erwerbslosen ausbezahlt werden können. Argumentiert
wurde damit, dass es nicht sein könne, dass zunehmend die Gemeinden über die
Sozialhilfe für die Kosten der Arbeitslosigkeit aufkommen müssen. Der Bundesrat
entgegnete, dass eine Verlängerung der Bezugsdauer sich kaum positiv auf die
Wiedereingliederung von Stellensuchenden auswirken würde und beantragte daher die
Ablehnung der Motion. Dem folgte auch der Nationalrat und lehnte die Motion mit 131
zu 63 Stimmen ab. 29

MOTION
DATUM: 09.03.2009
LINDA ROHRER

Auf den Bereich der Ausbildung von Arbeitslosen zielten zwei Motionen ab. Einerseits
eine Motion Steiert (sp, FR), die den Bundesrat aufforderte, dem Parlament Vorschläge
für eine Stärkung der im Arbeitslosenversicherungsgesetz vorgesehenen Massnahmen
für Jugendliche ohne ausreichende Ausbildung zu unterbreiten und die finanziellen
Aufwendungen in diesem Bereich zu erhöhen. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung
der Motion. Dem folgte auch der Nationalrat mit 126 zu 64 Stimmen. Andererseits eine
Motion (09.3634) Aubert (sp, VD), die forderte, dass arbeitslose Erwachsene über 25
Jahre, die keine Ausbildung auf der Sekundarstufe II absolviert haben, eine Ausbildung
machen können und gleichzeitig Taggelder erhalten. Damit wurde ein
Paradigmenwechsel im Sinne von „Erstausbildung vor beruflicher Eingliederung“
gefordert. Der Bundesrat wies in seiner Antwort auf bestehende Möglichkeiten hin und
kam zum Schluss, dass die gesetzlichen Voraussetzungen für diese Massnahme nicht zu
restriktiv seien. Er beantragte die Ablehnung der Motion. Dem folgte auch der
Nationalrat und lehnte die Motion mit 123 zu 66 Stimmen ab. 30

MOTION
DATUM: 09.03.2009
LINDA ROHRER

Eine Motion Ineichen (fdp, LU) wollte den Bundesrat beauftragen, dass künftig
Stellensuchenden und Arbeitslosen das ganze Vermittlungs- und Beratungspotential
der privaten Personaldienstleister eröffnet wird. Es sollen die notwendigen Mittel
bereitgestellt werden, damit die regionalen Arbeitsvermittlungszentren mit den
privaten Anbietern auf vertraglicher Ebene ein optimales Dienstleistungspaket für
Stellensuchende und Arbeitslose sicherstellen können. Der Bundesrat war der Ansicht,
dass die Zusammenarbeit zwischen privater und öffentlicher Arbeitsvermittlung als gut
und marktgerecht bezeichnet werden kann und beantragte daher, die Motion
abzulehnen. Der Nationalrat nahm die Motion mit 107 zu 78 Stimmen an, der Ständerat
lehnte sie jedoch auf Antrag seiner Kommission ab. 31

MOTION
DATUM: 09.03.2009
LINDA ROHRER

Eine Motion Robbiani (cvp, TI) ersuchte den Bundesrat, den Mindestansatz für die
Bemessung des Taggeldes anzupassen. Der Grenzbetrag, unterhalb dessen Arbeitslose
80% des versicherten Verdienstes erhalten, war schon seit längerer Zeit unverändert
und sollte mit dieser Motion angepasst werden. Auch der Bundesrat befürwortete eine
solche Anpassung und sah eine Möglichkeit dazu in der laufenden Revision des
Arbeitslosenversicherungsgesetzes. Der Nationalrat teilte diese Auffassung jedoch nicht
und lehnte die Motion mit 106 zu 80 Stimmen ab. 32

MOTION
DATUM: 15.09.2009
LINDA ROHRER

Drei weitere Vorstösse zielten auf eine stärkere Einbindung der Unternehmen bei der
Wiedereingliederung von Arbeitslosen. Ein Postulat (09.4298) Hodgers (gp, GE)
verlangte vom Bundesrat, einen Bericht vorzulegen über die Möglichkeiten, denjenigen
Unternehmen Steuererleichterungen zu gewähren, die Lehrstellen anbieten oder
Personen mit IV-Rente oder Langzeitarbeitslose einstellen. Gegen den Willen des
Bundesrates nahm die grosse Kammer das Postulat mit 119 zu 59 Stimmen an. Hingegen
lehnte der Nationalrat eine Motion (09.4261) Robbiani (cvp, TI) mit 111 zu 74 Stimmen ab,
welche für die Arbeitgeber einen Anreiz schaffen wollte, Arbeitslose anstelle von neu

MOTION
DATUM: 03.03.2010
LUZIUS MEYER
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zugewanderten Arbeitskräften einzustellen. Dazu wäre der Bundesrat beauftragt
worden, das Arbeitslosenversicherungsgesetz mit einer Bestimmung zu ergänzen,
wonach Anstellungszuschüsse ausgerichtet werden könnten, wenn in einzelnen
Branchen oder Kantonen, die Arbeitslosigkeit bei 4% oder höher liegt, in diesen
Branchen oder Kantonen der Zustrom an ausländischen Arbeitskräften anhält und der
Arbeitgeber eine arbeitslose Person unbefristet anstellt. Den dritten Vorstoss in diesem
Bereich, eine Motion (10.3604) Ineichen (fdp, LU), welche forderte, dass der Bundesrat
eine Regelung zur Wiedereingliederung von Langzeitarbeitslosen unterbreite, analog zu
derjenigen des Bundesgesetzes über die Invalidenversicherung, lehnte der Nationalrat
diskussionslos ab. 33

Von Seiten der SP kamen vor allem Vorstösse im Bereich der Aus- und Weiterbildung
von arbeitslosen Personen. Drei dieser Motionen (09.4255, 09.4284, 09.4285)
stammten von Josiane Aubert (sp, VD) und wurden vom Nationalrat abgelehnt. Erstere
wollte für junge Arbeitslose ohne Grundausbildung zusätzliche Ausbildungsplätze
schaffen und dazu den Bundesrat beauftragen, vorübergehende konjunkturelle
Massnahmen zu ergreifen. Unternehmen, die arbeitslose Lernende einstellen, sollten
mit einer Jahresprämie von CHF 5'000 pro Ausbildungsplatz belohnt werden. Die
zweite Motion wollte die Möglichkeiten des Berufsbildungsgesetzes im Rahmen des
Arbeitslosenversicherungsgesetzes besser ausnützen und forderte, dass Personen ohne
abgeschlossene Berufsausbildung, die während der Zeit ihrer Arbeitslosigkeit Schritte
unternehmen, um ihre Bildungsleistungen validieren zu lassen, von der Verpflichtung
der Arbeitssuche befreit werden. Die dritte Motion Aubert wollte die
Ausbildungszuschüsse in der Arbeitslosenversicherung ausbauen, indem das
Mindestalter für den Erhalt von Bildungszulagen, welches bei 30 Jahren festgelegt ist,
aufgehoben werden sollte. Auch eine Motion (09.4214) Nordmann (sp, VD), welche ein
nationales Programm zur Requalifizierung der erwerbstätigen Bevölkerung forderte,
hatte im Nationalrat keinen Erfolg. Ebenfalls chancenlos war eine Motion (09.4257)
Marra (sp, VD), welche den Bundesrat beauftragen wollte, eine Änderung des
Arbeitslosenversicherungsgesetzes vorzulegen, mit welcher der Erwerb eines neuen
Berufes gefördert werden sollte. 34

MOTION
DATUM: 10.03.2010
LUZIUS MEYER

Ein weiteres thematisches Bündel an Vorstössen beschäftigte sich mit der
Arbeitslosenversicherung und deren Auswirkungen auf die verschiedenen Regionen
der Schweiz. Der Nationalrat nahm ein Postulat (09.4283) Fässler-Osterwalder (sp, SG)
an, welches den Bundesrat beauftragte, in einem Bericht darzulegen, wie hoch die
Kostenverlagerungen aufgrund des in der aktuellen Revision des
Arbeitslosenversicherungsgesetzes vorgesehenen Leistungsabbaus für Kantone und
Gemeinden ausfallen werden. Weniger Erfolg hatten eine Motion (09.4263) Robbiani
(cvp, TI) und eine Motion (10.3744) Berberat (sp, NE). Erstere wollte die Höchstzahl der
Taggelder auf 520 erhöhen, wenn die gesamtschweizerische Arbeitslosenquote
während mindestens sechs Monaten 3,5% übersteigt . Zweitere forderte, dass mittels
einer Revision des Arbeitslosenversicherungsgesetzes Unterstützungsmassnahmen für
Regionen, die besonders von Arbeitslosigkeit betroffen sind, wieder eingeführt
werden. 35

MOTION
DATUM: 10.03.2010
LUZIUS MEYER

Vor dem Hintergrund der 2010 durch die Stimmbürgerschaft angenommenen 4.
Revision des Arbeitslosenversicherungsgesetzes und des immer noch hohen Defizits
der Arbeitslosenversicherungskasse überwiesen die Räte im Berichtsjahr eine Motion
der Kommission für Wirtschaft und Abgaben (WAK) des Nationalrats, welche eine
raschere Sanierung der Arbeitslosenversicherung durch Ausdehnung des
Solidaritätsprozents auch auf Jahreseinkommen über 315‘000 Franken anstrebt. Eine
Minderheit Rime (svp, FR) hatte sich für eine Ablehnung der Motion eingesetzt, mit dem
Argument, sie widerspreche dem in der Abstimmung ausgedrückten Volkswillen. Einer
im Nationalrat parallel behandelten parlamentarischen Initiative Prelicz-Huber (gp, ZH)
(Pa. Iv. 10.491), die eine Deplafonierung der Lohnbeiträge forderte, wurde dagegen
keine Folge gegeben. 36

MOTION
DATUM: 13.03.2012
FLAVIA CARONI
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Eine Motion Maire (sp, NE) forderte, dass Arbeitslose, welche nach längerer
Nichterwerbstätigkeit wieder in den Arbeitsmarkt einsteigen möchten, ausdrücklich die
Berechtigung erhalten, arbeitsmarktliche Bildungsmassnahmen der
Arbeitslosenversicherung in Anspruch zu nehmen und in dieser Zeit als nicht
vermittlungsfähig gelten. Die Massnahme sei geeignet, zur Bekämpfung des
Fachkräftemangels beizutragen, da sie auf die nichterwerbstätige Bevölkerung abziele.
Der Bundesrat lehnte den Vorstoss ab und wies auf formelle Mängel hin. Da die
arbeitsmarktlichen Massnahmen auf eine möglichst rasche und dauerhafte
Wiederbeschäftigung abzielen, wäre es zudem paradox, die Versicherten während ihrer
Teilnahme von der Vermittlungsfähigkeit zu befreien, hiess es weiter. Der Nationalrat
folgte dem in der Frühlingssession 2016 als Erstrat und lehnte die Motion mit 137 zu 52
Stimmen ab. 37

MOTION
DATUM: 07.03.2016
FLAVIA CARONI
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